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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.02.1913 

Geschäftszahl 

0689/13 

Rechtssatz 

Nach dem ApothekenG wird es der Behörde wohl zur Pflicht gemacht, die darin bezeichneten Korporationen (§ 
50 ApG) sowie auch die Gemeinde des Standortes (§ 49 Abs 2 ApG) einzuvernehmen, das Gesetz bindet die 
Behörde aber keinesfalls an den Inhalt dieser Gutachten und es enthält auch keine Vorschriften bezüglich der 
Würdigung der eingeholten Gutachten in der Richtung des Lokalbedarfes oder der Existenzfähigkeit der 
Nachbarapotheken. Die Würdigung ist vielmehr dem freien Ermessen der zur Entscheidung berufenen Behörde 
anheimgestellt. * 
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